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V e r o r d n u n g
zum Nebentätigkeitsrecht und zur Änderung von 

Verordnungen zur Arbeitszeit und über Sonderurlaub*)

Vom 6. April 2009

Aufgrund des § 60 Abs. 5 Satz 1, des § 63 Abs. 3, des § 68
Abs. 2 Sätze 2 und 3 und des § 78 des Niedersächsischen
Beamtengesetzes vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), so-
wie des § 48 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert
durch Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I
S. 1466), in Verbindung mit § 12 Abs. 5 Nr. 1 des Niedersäch-
sischen Besoldungsgesetzes in der Fassung vom 7. November
2008 (Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), wird verord-
net: 

Artikel 1

Niedersächsische Nebentätigkeitsverordnung
(NNVO)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeines
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Öffentliche Ehrenämter 
§ 3 Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
§ 4 Zulässigkeit von Gutachtertätigkeit 
§ 5 Vorzeitige Übernahme einer Nebentätigkeit
§ 6 Frist zur Abwicklung untersagter Nebentätigkeiten

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Vergütung für Nebentätigkeiten
§ 7 Begriff der Nebentätigkeitsvergütung 
§ 8 Zulässigkeit der Vergütung für Nebentätigkeiten im öffent-

lichen Dienst 
§ 9 Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütungen
§ 10 Abrechnung von Nebentätigkeitsvergütungen

D r i t t e r  A b s c h n i t t  

Inanspruchnahme von Einrichtungen, 
Personal und Material des Dienstherrn

§ 11 Genehmigung
§ 12 Grundsätze für die Bemessung des Nutzungsentgelts
§ 13 Bemessung des Nutzungsentgelts
§ 14 Nutzungsentgelt bei ärztlichen und zahnärztlichen Nebentätig-

keiten im Krankenhausbereich 
§ 15 Festsetzung des Nutzungsentgelts

V i e r t e r  A b s c h n i t t  

Zuständigkeiten, Übergangsregelungen
§ 16 Zuständigkeiten 
§ 17 Übergangsregelungen 

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Allgemeines

§ 1

Geltungsbereich

1Diese Verordnung gilt für die Landesbeamtinnen und Lan-
desbeamten, die Kommunalbeamtinnen und Kommunal-
beamten sowie die Körperschaftsbeamtinnen und Körper-
schaftsbeamten (§ 1 des Niedersächsischen Beamtengesetzes
— NBG). 2Die Hochschulnebentätigkeitsverordnung und die
Hochschulnutzungsentgeltverordnung Medizin bleiben unbe-
rührt. 

*) Die Verordnung dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2003/88/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November
2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. EU
Nr. L 299 S. 9).

§ 2

Öffentliche Ehrenämter

(1) 1Öffentliche Ehrenämter im Sinne des § 70 Abs. 4 NBG
sind

1. die nebenberufliche Tätigkeit als Ehrenbeamtin oder Eh-
renbeamter,

2. die Tätigkeit als Mitglied in 

a) einer kommunalrechtlich gebildeten Vertretung und
einem kommunalrechtlich gebildeten Ausschuss,

b) einem kommunalen Ausschuss, der auf einer beson-
deren Rechtsvorschrift beruht, oder

c) dem Verwaltungsrat einer kommunalen oder gemein-
samen kommunalen Anstalt,

3. die ehrenamtliche Tätigkeit in einem kommunalen Spit-
zenverband,

4. die Tätigkeit als Mitglied 

a) im Verwaltungsrat der Niedersächsischen Kommu-
nalprüfungsanstalt als Vertreterin oder Vertreter eines
kommunalen Spitzenverbandes,

b) im Vorstand einer kommunalen Versorgungskasse
oder in einem von diesem gebildeten Ausschuss,

5. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied in einer Freiwil-
ligen Feuerwehr oder Pflichtfeuerwehr,

6. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied in einer im Kata-
strophen- oder Zivilschutz mitwirkenden Einheit oder
Einrichtung öffentlicher oder privater Träger,

7. die Tätigkeit als ehrenamtliche Richterin oder ehrenamt-
licher Richter oder als Schiedsperson,

8. die ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied eines Organs
oder Ausschusses eines Sozialversicherungsträgers oder
eines Verbandes der Sozialversicherungsträger oder der
Bundesagentur für Arbeit,

9. die ehrenamtliche Tätigkeit in einem Sparkassenverband,

10. die Tätigkeit als Mitglied einer Personalvertretung,

11. die auf behördlicher Bestellung oder auf Wahl beruhende
unentgeltliche ehrenamtliche Tätigkeit, soweit sie in
Ausübung staatsbürgerlicher Rechte oder Pflichten er-
folgt, und

12. die in einer sonstigen Rechtsvorschrift als ehrenamtlich
bezeichnete Mitwirkung bei der Erfüllung öffentlicher
Aufgaben.

2Unentgeltlich im Sinne des Satzes 1 Nr. 11 ist die Wahrneh-
mung eines öffentlichen Ehrenamtes auch dann, wenn Ersatz
der notwendigen Auslagen und des Verdienstausfalls gewährt
wird. 3Eine Pauschalierung dieser Zahlungen ist für die Un-
entgeltlichkeit unschädlich, wenn sich die Höhe in einem
Rahmen hält, in dem aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte
oder tatsächlicher Erhebungen nachvollziehbar ist, dass und
in welchem Umfang durch die Ausübung der Nebentätigkeit
finanzielle Auslagen und Verdienstausfall typischerweise ent-
stehen. 

(2) Die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes liegt
nur vor, wenn die Tätigkeit zu den unmittelbaren Aufgaben
des Ehrenamtes gehört.

§ 3

Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst

(1) Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst ist jede für den
Bund, ein Land, eine Gemeinde, einen Gemeindeverband
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oder eine sonstige der Aufsicht des Bundes oder eines Landes
unterstehende Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts oder für deren Verbände ausgeübte Tätigkeit, die
nicht zum Hauptamt gehört.

(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst steht eine
nicht zum Hauptamt gehörende Tätigkeit gleich, die für

1. eine Vereinigung, eine Einrichtung oder ein Unterneh-
men, dessen Grund- oder Stammkapital sich unmittelbar
oder mittelbar ganz oder überwiegend in öffentlicher Hand
befindet oder die oder das ganz oder überwiegend fortlau-
fend aus öffentlichen Mitteln unterhalten wird,

2. eine zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung,
an der eine juristische Person oder ein Verband im Sinne
des Absatzes 1 beteiligt ist, oder

3. eine natürliche oder juristische Person, wenn deren Tätig-
keit der Wahrung von Belangen einer juristischen Person
oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 dient,

wahrgenommen wird.

§ 4

Zulässigkeit von Gutachtertätigkeit
1Die Beamtin oder der Beamte darf Gutachten im Rahmen

einer Nebentätigkeit in Angelegenheiten, die zum Zuständig-
keitsbereich ihrer oder seiner Behörde oder Einrichtung gehö-
ren, nur erstatten, wenn

1. die Erstattung des Gutachtens nicht zu ihren oder seinen
dienstlichen Aufgaben gehört,

2. sich aus dem Auftrag eindeutig ergibt, dass die Erstattung
des Gutachtens durch sie oder ihn als Privatperson erbeten
wird, und 

3. die Gutachtertätigkeit selbständig wahrgenommen wird.
2Eine Gutachtertätigkeit wird selbständig wahrgenommen,
wenn die Beamtin oder der Beamte das Gutachten in wesentli-
chen Teilen selbst erarbeitet und die Verantwortung für das
Gutachten durch Unterzeichnung übernimmt. 3Erarbeitet eine
Beamtin oder ein Beamter gemeinsam mit anderen Personen
ein Gutachten, so gelten die Sätze 1 und 2 für den von ihr oder
ihm beigetragenen Teil.

§ 5

Vorzeitige Übernahme einer Nebentätigkeit
1Eine vorzeitige Übernahme der Nebentätigkeit vor Ablauf

der Wartefrist nach § 75 Satz 2 Halbsatz 2 NBG gilt mit der
Anzeige als zugelassen, wenn die Vergütung den Wert von
300 Euro nicht übersteigt. 2Eine vorzeitige Übernahme soll zu-
gelassen werden, wenn die Einhaltung der Wartefrist für die
Beamtin oder den Beamten eine besondere Härte darstellt
oder aus nicht von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen
nicht möglich ist. 

§ 6

Frist zur Abwicklung untersagter Nebentätigkeiten

Wird eine Nebentätigkeit nach ihrer Übernahme nach § 73
Abs. 2 NBG untersagt, so soll der Beamtin oder dem Beamten
eine angemessene Frist zur Abwicklung der Nebentätigkeit
eingeräumt werden, soweit dienstliche Interessen nicht entge-
genstehen.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

Vergütung für Nebentätigkeiten

§ 7

Begriff der Nebentätigkeitsvergütung

(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung
in Geld oder geldwerten Vorteilen, auch wenn darauf ein
Rechtsanspruch nicht besteht.

(2) 1Als Vergütung gelten nicht

1. der Ersatz von Reisekosten bis zur Höhe der nach den Be-
stimmungen des Landes zu gewährenden reisekosten-
rechtlichen Entschädigungen,

2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn keine Pauscha-
lierung vorgenommen wird, und

3. die vereinnahmte Umsatzsteuer, soweit sie an ein Finanz-
amt abzuführen ist. 

2Der Ersatz von Reisekosten in der in Satz 1 Nr. 1 bezeichne-
ten Höhe gilt auch dann nicht als Vergütung, wenn er ganz
oder teilweise mit der Vergütung abgegolten wird.

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind als Ver-
gütung anzusehen.

§ 8

Zulässigkeit der Vergütung für Nebentätigkeiten
im öffentlichen Dienst

1Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf eine
Vergütung vom Land, von einer Gemeinde, einem Gemeinde-
verband oder von anderen der Aufsicht des Landes unterste-
henden juristischen Personen des öffentlichen Rechts nur
gewährt werden, wenn

1. die Beamtin oder der Beamte einen Rechtsanspruch auf
Vergütung hat,

2. der Beamtin oder dem Beamten die unentgeltliche Aus-
übung der Nebentätigkeit nicht zugemutet werden kann,

3. in anderer Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne erhebli-
chen Mehraufwand nicht gewonnen werden kann,

4. die Beamtin oder der Beamte eine Lehr-, Unterrichts-, Vor-
trags- oder Prüfungstätigkeit ausübt oder

5. die Beamtin oder der Beamte eine Gutachter- oder Sach-
verständigentätigkeit für ein Gericht oder eine Staatsan-
waltschaft wahrnimmt.

2Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, soweit zur Aus-
übung der Nebentätigkeit eine Entlastung im Hauptamt erfolgt. 

§ 9

Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütungen

(1) 1Erhält eine Beamtin oder ein Beamter Vergütungen für
eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die im öffentlichen
Dienst oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der
oder des Dienstvorgesetzten ausgeübt werden, so sind die Ver-
gütungen an den Dienstherrn insoweit abzuliefern, als sie für
die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten die Höchst-
beträge nach den Absätzen 2 oder 3 übersteigen. 2Ist eine Be-
amtin oder ein Beamter für die Wahrnehmung einer Neben-
tätigkeit im Hauptamt entlastet, so ist eine von dritter Seite
gewährte Vergütung in voller Höhe an den Dienstherrn abzu-
liefern.

 (2) 1Die Höchstbeträge für die in einem Kalenderjahr ausge-
übten Nebentätigkeiten sind:

2Maßgebend ist die Besoldungsgruppe am Ende des Kalender-
jahres. 3Bei teilzeitbeschäftigten Beamtinnen oder Beamten
gilt der Höchstbetrag ungeachtet der Arbeitszeitermäßigung.

(3) 1Abweichend von Absatz 2 ist der Höchstbetrag 

1. für die Erstattung ärztlicher, zahnärztlicher oder tierärztli-
cher Gutachten, soweit es sich nicht um Tätigkeiten nach
§ 8 Satz 1 Nr. 5 handelt, 6 100 Euro und

bei Beamtinnen und Beamten der Besoldungsgruppen

A 2 bis A 8 4 100 Euro,

A 9 bis A 12 4 700 Euro,

A 13 bis A 16, C 1 bis C 4, W 1 bis W 3, B 1 bis 
B 4, R 1 bis R 4 5 400 Euro,

ab B 5/R 5 6 200 Euro.
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2. für ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Tätigkeiten,
für die nach den Gebührenordnungen Gebühren zu zahlen
sind, 24 500 Euro.

2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) 1Zur Ermittlung des abzuliefernden Betrages sind von
den erhaltenen Vergütungen die im Zusammenhang mit der
Nebentätigkeit nachweislich entstandenen Aufwendungen
abzusetzen für

1. Fahrten sowie Verpflegung und Unterkunft jeweils bis zu
der reisekostenrechtlich erstattungsfähigen Höhe,  

2. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und
Material des Dienstherrn und

3. sonstige Hilfeleistungen Dritter und selbst beschafftes Ma-
terial.

2Die Beamtin oder der Beamte darf nur solche Aufwendungen
absetzen, für die sie oder er keinen Auslagenersatz erhalten
hat.

(5) Der Ablieferung unterliegen nicht Vergütungen für 

1. eine Tätigkeit, die während eines Urlaubs ohne Dienstbe-
züge ausgeübt wird,

2. die Tätigkeit von Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen
und Zahnärzten und Tierärztinnen und Tierärzten als ge-
richtliche oder staatsanwaltschaftliche Sachverständige
und

3. eine Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeit
nach § 8 Satz 1 Nr. 4.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für Vergütungen für Ne-
bentätigkeiten, die eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter sowie eine frühere Beamtin oder ein früherer
Beamter vor Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt
hat.

§ 10

Abrechnung von Nebentätigkeitsvergütungen

(1) 1Übersteigen die Vergütungen, die der Ablieferung un-
terliegen können, die in § 9 Abs. 2 und 3 bestimmten Höchst-
beträge, so hat die Beamtin oder der Beamte die Vergütung
gegenüber dem Dienstherrn abzurechnen. 2Die Berechnung ist
dem Dienstherrn vorzulegen, sobald die Vergütungen die in
§ 9 Abs. 2 und 3 bestimmten Höchstbeträge übersteigen.
3Übersteigen die abzurechnenden Vergütungen diese Höchst-
beträge nicht, so hat die Beamtin oder der Beamte dies bis
zum 31. März des Folgejahres schriftlich zu versichern. 4Die
Sätze 1 bis 3 gelten für die Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten und früheren Beamtinnen und Beamten in Be-
zug auf die Nebentätigkeiten nach § 9 Abs. 6 entsprechend. 

(2) 1In die Abrechnung hat die Beamtin oder der Beamte alle
für die Berechnung des Ablieferungsbetrages erforderlichen
Angaben aufzunehmen; die Beamtin oder der Beamte hat die
für den Nachweis erforderlichen Aufzeichnungen mit den zu-
gehörigen Unterlagen zu führen. 2Zu den Angaben gehören
insbesondere die zu den bezogenen Vergütungen sowie zu
Beginn, Umfang, Änderung des Umfangs und Ende der Ne-
bentätigkeit. 3Auf Verlangen sind die entsprechenden Auf-
zeichnungen und Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu
erteilen. 4Die Unterlagen sind fünf Jahre aufzubewahren; die
Frist beginnt mit der abschließenden Festsetzung des Abliefe-
rungsbetrages.

(3) 1Der Ablieferungsbetrag ist zu schätzen, wenn die Beam-
tin oder der Beamte keine oder keine ausreichenden Auskünf-
te gibt, keine ausreichende Aufklärung erteilt oder Aufzeich-
nungen und Unterlagen nach Absatz 2 nicht vorlegt. 2Sobald
die erforderlichen Angaben, Aufzeichnungen und Unterlagen
vorliegen, ist die Festsetzung des geschätzten Betrages zu be-
richtigen.

(4) 1Der abzuliefernde Betrag wird einen Monat nach der
Festsetzung fällig; bei einer Berichtigung nach Absatz 3 Satz 2

wird die Fälligkeit nur insoweit hinausgeschoben, als auf-
grund der Berichtigung ein höherer Betrag abzuliefern ist.

(5) 1Wird der abzuliefernde Betrag innerhalb eines Monats
nach Fälligkeit nicht entrichtet, so ist zum rückständigen Be-
trag ab dem Zeitpunkt der Fälligkeit für jeden vollen Monat
ein Zuschlag in Höhe von 0,5 vom Hundert zu erheben. 2Für
die Berechnung des Zuschlags wird der rückständige Betrag
auf volle 50 Euro abgerundet.

D r i t t e r  A b s c h n i t t  

Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal
und Material des Dienstherrn

§ 11

Genehmigung

(1) 1Die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal
oder Material des Dienstherrn bei der Wahrnehmung einer
Nebentätigkeit bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmi-
gung. 2Die Genehmigung ist widerruflich. 3Sie gilt als erteilt,
wenn eine unentgeltliche Nebentätigkeit oder eine Nebentä-
tigkeit nach § 8 Satz 1 Nr. 4 für den Dienstherrn ausgeübt
wird.

(2) 1Einrichtungen sind Sachmittel, insbesondere Dienst-
räume und deren Ausstattung einschließlich der Apparate
und Instrumente. 2Bücher und andere wissenschaftliche Wer-
ke zählen nicht zu den Einrichtungen. 3Material sind ver-
brauchbare Sachen und Energie.

(3) 1Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn ein öf-
fentliches oder wissenschaftliches Interesse an der Ausübung
der Nebentätigkeit besteht (§ 74 Abs. 2 Satz 1 NBG). 2Die Ge-
nehmigung kann befristet werden. 3Im Genehmigungsbe-
scheid ist der Umfang der zugelassenen Inanspruchnahme zu
bestimmen. 

(4) 1Personal des Dienstherrn darf grundsätzlich nur inner-
halb seiner Arbeitszeit und nur im Rahmen der üblichen
Dienstaufgaben in Anspruch genommen werden. 2Durch eine
Mitwirkung an der Nebentätigkeit dürfen die Erfüllung der
sonstigen Dienstaufgaben nicht beeinträchtigt und wegen ei-
ner Mitwirkung Mehrarbeit, Bereitschaftsdienst oder Rufbe-
reitschaft nicht angeordnet, genehmigt oder vergütet werden.
3Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb der
Dienstzeit bleiben unberührt.

(5) 1Einrichtungen, Personal oder Material darf für eine ärzt-
liche oder zahnärztliche Nebentätigkeit nur in Anspruch ge-
nommen werden, wenn die Beamtin oder der Beamte zur
Abdeckung der Risiken der Nebentätigkeit eine Haftpflicht-
versicherung mit einer Deckungssumme von mindestens
1 500 000 Euro für Personenschäden, 150 000 Euro für Sach-
schäden und 25 000 Euro für Vermögensschäden abgeschlos-
sen hat. 2Es können Ausnahmen zugelassen werden, wenn die
Risiken gering sind. 

(6) 1Die Genehmigung für die Inanspruchnahme ist zu wi-
derrufen, wenn ein öffentliches oder wissenschaftliches Inter-
esse an der Ausübung der Nebentätigkeit nicht mehr vorliegt.
2Die Genehmigung kann widerrufen werden, insbesondere
wenn

1. ein öffentliches oder wissenschaftliches Interesse nicht
mehr im bisherigen Umfang vorliegt,

2. andere öffentliche oder wissenschaftliche Interessen be-
einträchtigt werden,

3. die Inanspruchnahme sich nicht auf das zur Ausübung der
Nebentätigkeit notwendige Maß beschränkt oder

4. die Beamtin oder der Beamte eine der sich aus § 74 oder
75 NBG, § 9 oder 10 dieser Verordnung ergebenden Pflich-
ten verletzt.

3Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben
unberührt.



Nds. GVBl. Nr. 8/2009, ausgegeben am 9. 4. 2009

143

§ 12

Grundsätze für die Bemessung des Nutzungsentgelts

(1) 1Für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal
oder Material des Dienstherrn hat die Beamtin oder der Beam-
te eine Kostenerstattung und einen Vorteilsausgleich als Nut-
zungsentgelt zu leisten. 2Die Kostenerstattung ist nach den
Grundsätzen der Kostendeckung zu bemessen. 

(2) Durch die Kostenerstattung sollen die dem Dienstherrn
durch die Inanspruchnahme entstehenden Sach- und Perso-
nalkosten einschließlich der allgemeinen Verwaltungskosten
gedeckt werden. 

(3) Durch den Vorteilsausgleich sollen wirtschaftliche Vor-
teile ausgeglichen werden, die der Beamtin oder dem Beamten
durch die Bereitstellung von Einrichtungen, Personal oder
Material des Dienstherrn entstehen.

(4) Erhält die Beamtin oder der Beamte keine Vergütung
oder ist ein Vergütungsanspruch uneinbringlich, so ist ledig-
lich eine Kostenerstattung zu leisten. 

(5) Ein Nutzungsentgelt ist nicht zu zahlen, wenn eine Ne-
bentätigkeit nach § 11 Abs. 1 Satz 3 ausgeübt wird.

(6) Auf die Entrichtung eines Nutzungsentgelts kann ganz
oder teilweise widerruflich verzichtet werden, wenn 

1. die Nebentätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veran-
lassung der oder des Dienstvorgesetzten ausgeübt wird
oder ein dienstliches Interesse an der Ausübung der Ne-
bentätigkeit anerkannt ist,

2. die Nebentätigkeit unentgeltlich erfolgt,

3. die Erhebung eines Nutzungsentgelts für die Beamtin oder
den Beamten eine Härte bedeuten würde oder

4. der ermittelte Betrag 50 Euro im Kalenderjahr nicht über-
steigt.  

§ 13

Bemessung des Nutzungsentgelts

(1) 1Das Nutzungsentgelt ist pauschaliert nach einem Vom-
hundertsatz der für die Nebentätigkeit bezogenen Bruttover-
gütung zu bemessen. 2Bruttovergütung ist die Gesamtheit aller
durch die Nebentätigkeit erzielten Einnahmen einschließlich
der darauf zu entrichtenden Umsatzsteuer, abzüglich nach-
gewiesener Aufwendungen für Fahrtkosten sowie Tage- und
Übernachtungsgelder bis zur Höhe der nach Landesrecht zu
gewährenden Reisekosten sowie nachgewiesener sonstiger ba-
rer Auslagen.

(2) Das Nutzungsentgelt beträgt in der Regel in Bezug auf
die Kostenerstattung

1. 5 vom Hundert für die Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen, 

2. 10 vom Hundert für die Inanspruchnahme von Personal
und

3. 5 vom Hundert für den Verbrauch von Material 

sowie 10 vom Hundert als Vorteilsausgleich.

(3) 1Abweichend von den Absätzen 1 und 2 kann die ober-
ste Dienstbehörde für die Festsetzung des Nutzungsentgelts
Gebührenordnungen oder sonstige allgemeine Kostentarife
ganz oder teilweise für anwendbar erklären, soweit das Nut-
zungsentgelt hierdurch besser bemessen werden kann. 2Bei
Landesbeamtinnen und Landesbeamten bedarf dies des Ein-
vernehmens mit dem Finanzministerium, bei Körperschafts-
beamtinnen und Körperschaftsbeamten des Einvernehmens
mit der Aufsichtsbehörde. 

(4) 1Führt die Bemessung des Nutzungsentgelts nach Ab-
satz 2 nicht zu einer angemessenen Berücksichtigung des
tatsächlichen Wertes der Inanspruchnahme oder des wirt-

schaftlichen Vorteils, so kann das Nutzungsentgelt unter Be-
rücksichtigung der Grundsätze des § 12 Abs. 1 bis 3 von Amts
wegen oder auf Antrag höher oder niedriger festgesetzt wer-
den. 2Soweit die angemessene Höhe nicht genau oder nur mit
nicht vertretbarem Aufwand ermittelt werden kann, ist sie zu
schätzen. 3Eine Bemessung nach den Sätzen 1 und 2 für einen
Gegenstand der Inanspruchnahme schließt eine Pauschalbe-
messung für die übrigen Gegenstände der Inanspruchnahme
nicht aus. 4Die Beamtin oder der Beamte kann einen Antrag
auf Bemessung nach den Sätzen 1 und 2 nur innerhalb einer
Ausschlussfrist von drei Monaten nach Festsetzung des Nut-
zungsentgelts stellen. 

§ 14

Nutzungsentgelt bei ärztlichen und zahnärztlichen 
Nebentätigkeiten im Krankenhausbereich

1Die oberste Dienstbehörde kann das Nutzungsentgelt bei
ärztlichen und zahnärztlichen Nebentätigkeiten im Kranken-
hausbereich unter Beachtung der Grundsätze des § 12 Abs. 1
bis 6 abweichend von § 13 Abs. 1 und 2 festlegen. 2§ 13 Abs. 3
Satz 2 gilt entsprechend. 3Das Nutzungsentgelt kann pauscha-
liert werden. 

§ 15

Festsetzung des Nutzungsentgelts

(1) 1Die Höhe des Nutzungsentgelts wird von der Behörde,
deren Leistungen in Anspruch genommen werden, festge-
setzt. 2Ist die Festsetzung bereits im Zeitpunkt der Geneh-
migungserteilung möglich, so soll sie zugleich mit dieser vor-
genommen werden. 3Kommt die Beamtin oder der Beamte
den Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht nach, so wird das
Nutzungsentgelt aufgrund einer Schätzung festgesetzt. 4§ 10
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend. 5Die Beamtin oder der Beamte
hat auf Verlangen angemessene Abschlagszahlungen zu leis-
ten. 

(2) 1Die Beamtin oder der Beamte hat der Behörde alle für
die Festsetzung des Nutzungsentgelts erforderlichen Angaben
zu machen und die hierfür erforderlichen Aufzeichnungen zu
führen, insbesondere die in Rechnung gestellten und bezo-
genen Vergütungen sowie Beginn, Umfang, Änderung des
Umfangs und Ende der Inanspruchnahme mitzuteilen. 2Bei
fortlaufender Inanspruchnahme von Einrichtungen, Perso-
nal oder Material des Dienstherrn sind die Angaben bis zum
31. März des Folgejahres zu machen, im Übrigen bei Beendi-
gung der Inanspruchnahme. 3Auf Verlangen sind die für die
Festsetzungen erforderlichen Aufzeichnungen und Unterla-
gen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. 4§ 10 Abs. 2 Satz 4
gilt entsprechend.  

(3) 1Das Nutzungsentgelt wird einen Monat nach der Fest-
setzung, im Fall des Absatzes 1 Satz 2 einen Monat nach dem
Ende der Inanspruchnahme, spätestens jedoch am 1. Februar
des Folgejahres für das Vorjahr, fällig. 2§ 10 Abs. 5 gilt ent-
sprechend.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  

Zuständigkeiten, Übergangsregelungen

§ 16

Zuständigkeiten

1Die Entscheidungen und Maßnahmen nach dieser Verord-
nung treffen, soweit nichts anderes bestimmt ist, die oder der
Dienstvorgesetzte der Beamtin oder des Beamten und nach
Beendigung des Beamtenverhältnisses die oder der Dienstvor-
gesetzte der Behörde, der die Beamtin oder der Beamte zuletzt
angehört hat. 2Das Hauptorgan einer Gemeinde oder eines Ge-
meindeverbandes kann seine Zuständigkeit nach Satz 1, auch
teilweise, bei den Gemeinden auf den Verwaltungsausschuss,
bei den Gemeindeverbänden auf das dem Verwaltungsaus-
schuss entsprechende Organ übertragen.  
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§ 17

Übergangsregelungen

(1) 1Die vor dem 1. April 2009 erteilten und über diesen
Zeitpunkt hinaus geltenden Genehmigungen zur Inanspruch-
nahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-
herrn gelten weiterhin; sie enden spätestens mit Ablauf des
31. Dezember 2009. 2Auf sie sind die vor dem 1. April 2009
geltenden Bestimmungen über die Entrichtung des Nutzungs-
entgelts weiter anzuwenden.

(2) 1Am 1. April 2009 bestehende öffentlich-rechtliche Ver-
träge und Zusicherungen, die Nebentätigkeiten oder die Inan-
spruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material
betreffen, bleiben unberührt. 2Soweit sie den Vorschriften des
Niedersächsischen Beamtengesetzes oder dieser Verordnung
widersprechen, sind sie bis zum Ablauf des 31. Dezember
2010 an das geltende Recht anzupassen. 

(3) Auf die Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätig-
keiten, die die Beamtin oder der Beamte vor dem 1. April
2009 ausgeübt hat, sind die §§ 9 und 10 mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass die Berechnung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 bis
zum 30. Juni 2009 vorzulegen ist.

Artikel 2

Änderung der Niedersächsischen Verordnung
über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten

Die Niedersächsische Verordnung über die Arbeitszeit der
Beamtinnen und Beamten vom 6. Dezember 1996 (Nds. GVBl.
S. 476), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 408), wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Im Durchschnitt eines Bezugszeitraums von vier Mo-
naten darf die durchschnittliche wöchentliche Arbeits-
zeit 48 Stunden nicht überschreiten.“

b) Satz 3 wird gestrichen.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils 15
Minuten aufgeteilt werden.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit ist
eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf
Stunden zu gewähren. 2Innerhalb eines Siebentages-
zeitraums ist eine Ruhezeit von 24 zusammenhängen-
den Stunden zuzüglich der täglichen Ruhezeit von elf
Stunden zu gewähren. 3Wenn objektive, technische
oder arbeitsorganisatorische Umstände es erfordern,
kann die Mindestruhezeit auf bis zu 24 Stunden ver-
kürzt werden.“

3. In § 7 Satz 1 werden die Verweisung „§ 80 Abs. 2“ durch
die Verweisung „§ 60 Abs. 3“ und das Wort „regelmäßige“
durch die Worte „individuelle wöchentliche“ ersetzt.

4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 5 wird die Verweisung „§ 87 a“ durch
die Verweisung „§ 62“ ersetzt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Eine längerfristige Verteilung der Arbeitszeit in
der Form des Freijahres oder eines freiwilligen Arbeits-
zeitkontos bleibt unberührt.“

5. Nach § 8 wird der folgende neue § 8 a eingefügt:

„§ 8 a 

Freijahr und freiwillige Arbeitszeitkonten

(1) 1Wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen,
kann die nach dem Niedersächsischen Beamtengesetz zu-

lässige Teilzeitbeschäftigung auf Antrag auch in der Weise
bewilligt werden, dass während des einen Teils des Be-
willigungszeitraums die Arbeitszeit bis zur regelmäßigen
Arbeitszeit (§ 60 Abs. 1 NBG) erhöht und diese Arbeitszeit-
erhöhung während des anderen Teils des Bewilligungs-
zeitraums durch eine ununterbrochene volle Freistellung
vom Dienst ausgeglichen wird. 2Der gesamte Bewilligungs-
zeitraum muss mindestens ein Jahr und darf höchstens sie-
ben Jahre betragen; er muss spätestens mit Vollendung des
59. Lebensjahres enden. 3Die volle Freistellung vom Dienst
innerhalb dieses Zeitraums muss mindestens sechs und
darf höchstens zwölf Monate betragen; sie darf frühestens
in der Mitte des Bewilligungszeitraums beginnen. 4Die Sät-
ze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn die Beamtin oder
der Beamte insgesamt mindestens zehn Jahre dem öffentli-
chen Dienst angehört hat. 5Bei der Berechnung der Dienst-
zeit nach Satz 4 sind Zeiten der Berufsausbildung sowie
Zeiten, für die keine Dienstbezüge gezahlt wurden, nicht
zu berücksichtigen; zu berücksichtigen sind jedoch Zeiten
der Beurlaubung aus familiären Gründen (§ 62 NBG) so-
wie der Elternzeit (§ 81 NBG). 

(2) Im dienstlichen Interesse kann abweichend von § 60
Abs. 1 NBG zur Abdeckung eines länger andauernden,
aber vorübergehenden Personalmehrbedarfs mit Einwilli-
gung der Beamtin oder des Beamten eine langfristige un-
gleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit nach Maßgabe des
§ 60 Abs. 4 Sätze 2 bis 5 NBG festgelegt werden.

(3) Beamtinnen und Beamten kann auf Antrag gestattet
werden, von einer nach Absatz 1 oder 2 bewilligten Form
der Arbeitszeitverteilung in die jeweils andere Form zu
wechseln, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt und
die Voraussetzungen der jeweils anderen Vorschrift vorlie-
gen.“

6. Der bisherige § 8 a wird § 8 b und wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Veränderungen in der Anspar- oder 
Ausgleichsphase der Freijahresregelung und der 

freiwilligen Arbeitszeitkonten“.

b) In Absatz 1 werden die Verweisung „§ 80 Abs. 4 NBG“
durch die Verweisung „§ 8 a Abs. 1“ und die Verwei-
sung „§ 80 Abs. 5 NBG“ durch die Verweisung „§ 8 a
Abs. 2“ ersetzt und nach dem Wort „entgegenstehen,“
die Worte „unter Beachtung des § 4 Satz 2“ eingefügt.

c) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „eines Erzie-
hungsurlaubs“ durch die Worte „einer Elternzeit“ er-
setzt.

d) In Absatz 3 wird die Verweisung „§ 80 Abs. 4 Satz 2
NBG“ durch die Verweisung „§ 8 a Abs. 1 Satz 2“ er-
setzt. 

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „den §§ 2, 4 Satz 2
und § 5“ durch die Angabe „§ 2 unter Beachtung
des § 4 Satz 2, und von § 5 Abs. 1“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden nach den Worten „regelmä-
ßige Arbeitszeit“ die Worte „unter Beachtung des
§ 4 Satz 2“ eingefügt.

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) 1Die obersten Dienstbehörden oder die von ih-
nen bestimmten Dienststellen können die individuelle
regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit unter Beach-
tung der Grundsätze der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes über die Beschränkung des § 4 Satz 2
hinaus auf höchstens 66 Stunden verlängern, wenn die
Beamtin oder der Beamte eingewilligt hat. 2Die Ein-
willigung kann zum Monatsende mit einer Frist von
einem Monat widerrufen werden. 3Beamtinnen und
Beamten, die in eine Verlängerung der regelmäßigen
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Arbeitszeit nicht einwilligen oder ihre Einwilligung
widerrufen, dürfen daraus keine Nachteile entstehen.
4Die Dienststelle führt Listen über die Beamtinnen und
Beamten, die eine regelmäßige Wochenarbeitszeit von
mehr als 48 Stunden haben.

(3) 1Die Dienstvorgesetzten können 

1. eine vorübergehende Arbeitszeitverkürzung nach
Absatz 1 Nr. 3 anordnen, wenn die Betroffenen ein-
gewilligt haben,

2. anordnen, dass an Sonntagen, Feiertagen oder an
anderen dienstfreien Tagen Dienst zu leisten ist,
wenn die dienstlichen Verhältnisse es erfordern,
und

3. bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 14 des
Niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes im
Einzelfall von den §§ 2 und 5 unter Beachtung der
Artikel 3 bis 6 der Richtlinie 2003/88/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 4. Novem-
ber 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeit-
gestaltung (ABl. EU Nr. L 299 S. 9) abweichen,
wenn und soweit dies für eine familiengerechte Ar-
beitszeitgestaltung notwendig ist, wobei eine über
die Beschränkung des § 4 Satz 2 hinausgehende
Verlängerung der individuellen regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit nur unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 2 zulässig ist.

2Ist im Fall einer Anordnung nach Satz 1 Nr. 2 Dienst-
befreiung zu gewähren, so soll diese möglichst zu-
sammenhängend gewährt werden. 3Ist aufgrund einer
Anordnung nach Satz 1 Nr. 2 an einem Sonn- oder
Feiertag Dienst geleistet worden, so ist ein Ersatzruhe-
tag in der Regel innerhalb von zwei Wochen in Verbin-
dung mit der nach § 5 Abs. 3 vorgesehenen Ruhezeit
zu gewähren.“

c) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Dienstvorgesetzten können Abweichungen
von § 4, von der in § 5 Abs. 2 Satz 1 geregelten
Mindestdauer der Pause und von § 5 Abs. 3 unter
den Voraussetzungen des Artikels 17 der Richtlinie
2003/88/EG zulassen, wenn 

1. gleichwertige Ausgleichsruhezeiten gewährt wer-
den oder 

2. in Ausnahmefällen, in denen gleichwertige Aus-
gleichsruhezeiten aus objektiven Gründen nicht ge-
währt werden können, anderweitiger angemessener
Schutz gewährt wird.“

8. § 10 wird gestrichen.

9. Die bisherigen §§ 11 und 12 werden §§ 10 und 11.

Artikel 3

Änderung der Verordnung über die Arbeitszeit 
der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen

Die Verordnung über die Arbeitszeit der Lehrkräfte an öf-
fentlichen Schulen in der Fassung vom 2. August 2004 (Nds.
GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 408), wird wie folgt
geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Freijahr und freiwillige Arbeitszeitkonten“.

b) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) Die Bewilligung eines Freijahres sowie eines frei-
willigen Arbeitszeitkontos bestimmt sich nach § 8 a
der Niedersächsischen Verordnung über die Arbeits-
zeit der Beamtinnen und Beamten (Nds. ArbZVO), so-
weit im Folgenden keine abweichenden Regelungen
getroffen werden.“

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2
und 3.

2. In § 7 wird die Verweisung „§ 8 a der Niedersächsischen
Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Be-
amten“ durch die Verweisung „§ 8 b Nds. ArbZVO“ er-
setzt.

3. In § 8 Abs. 2 Satz 2 wird der Klammerzusatz „(§ 56 NBG)“
durch den Klammerzusatz „(§ 27 des Beamtenstatusgeset-
zes)“ ersetzt.

4. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 80 b“ durch
die Verweisung „§ 63“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Verweisung „§ 80 b Abs. 1
Satz 1“ durch die Verweisung „§ 63 Abs. 1 Satz 1“ er-
setzt.

5. In § 19 werden die Worte „nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 NBG“
durch die Worte „zur Feststellung der Bewährung in der
Probezeit nach Maßgabe der Besonderen Niedersächsi-
schen Laufbahnverordnung“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung der Niedersächsischen Sonderurlaubsverordnung

Die Niedersächsische Sonderurlaubsverordnung in der Fas-
sung vom 16. Januar 2006 (Nds. GVBl. S. 35, 61) wird wie
folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 werden die Worte „Beteiligungs-
gesprächen nach § 104“ durch die Worte „Gesprächen
nach § 96“ ersetzt.

2. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8 

Urlaub zum Erwerb einer Zugangsvoraussetzung 
zu einer Laufbahn oder zur Ableistung einer Probezeit

(1) Urlaub unter Wegfall der Bezüge kann erteilt werden

1. zum Erwerb der Befähigung für eine andere Laufbahn
oder zum Erwerb der Zugangsvoraussetzungen für ein
anderes Einstiegsamt für die Dauer

a) einer Schul- oder Hochschulausbildung,

b) einer unmittelbar für eine Laufbahn qualifizieren-
den beruflichen Aus- oder Fortbildung nach § 22
der Niedersächsischen Laufbahnverordnung (NLVO),
einer beruflichen Tätigkeit, die in Verbindung mit
einer Berufsausbildung oder einem Studium den
Zugang zu einer Laufbahn eröffnet (§§ 23 und 25
NLVO) oder eines Vorbereitungsdienstes,

2. für eine Prüfung zur Zulassung zum Aufstieg oder für
einen Laufbahnwechsel und für die hierfür notwendige
Vorbereitung,

3. zur Ableistung einer Probezeit für eine neue Laufbahn
oder ein anderes Einstiegsamt, im Fall eines Dienst-
herrnwechsels nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 Satz 1
des Beamtenstatusgesetzes.

(2) Urlaub nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 darf nur erteilt
werden, wenn

1. dienstliche Gründe der Beurlaubung nicht entgegenste-
hen und

2. ein dienstliches Interesse für eine Beschäftigung in der
anderen Laufbahn oder in einem anderen Einstiegsamt
von der für die Wahrnehmung der dienstrechtlichen
Befugnisse zuständigen Behörde, in deren Bereich die
Beamtin oder der Beamte später verwendet werden
will, festgestellt wird.

(3) Bezüge können in entsprechender Anwendung des
§ 11 Abs. 2 gewährt werden; dies gilt nicht für eine auf
den Erwerb eines allgemein bildenden Schulabschlusses
gerichtete Schulausbildung.“
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Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 6. April 2009

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f S c h ü n e m a n n
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über einen Modellversuch
mit dem digitalen terrestrischen Rundfunkübertragungs-

verfahren Digital Radio Mondiale (DRM)

Vom 3. April 2009

Aufgrund des § 34 Abs. 2 des Niedersächsischen Medienge-
setzes vom 1. November 2001 (Nds. GVBl. S. 680), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 7. Juni 2007 (Nds. GVBl. S. 207),
wird verordnet:

Artikel 1

§ 1 Abs. 1 der Verordnung über einen Modellversuch mit
dem digitalen terrestrischen Rundfunkübertragungsverfahren
Digital Radio Mondiale (DRM) vom 19. Juli 2005 (Nds. GVBl.
S. 248) wird wie folgt geändert:

1. In Satz 2 wird nach der Angabe „Band II“ die Angabe „und
im Band III“ eingefügt.

2. In Satz 3 wird die Angabe „11-m-Band und Band II“ durch
die Angabe „11-m-Band, Band II und Band III“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 3. April 2009

Niedersächsische Staatskanzlei

Dr. H a g e b ö l l i n g

Staatssekretär
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B e k a n n t m a c h u n g
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrages 

über die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie

Aufgrund des Artikels 1 Abs. 3 des Gesetzes zu dem Staats-
vertrag über die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie vom
10. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 391) wird bekannt ge-
macht, dass der Staatsvertrag nach seinem § 18 Abs. 1 am
1. April 2009 in Kraft getreten ist. 

Hannover, den 1. April 2008

Niedersächsische Staatskanzlei

Dr. H a g e b ö l l i n g

Staatssekretär
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(Nds. MBl. 09/2004)............................................ 3,10 €
Anlage zu DIN 1045.......................................... 37,20 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 18516)
„Außenwandbekleidung, hinterlüftet“ (Nds. MBl. 14/2004)
.............................................................................. 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4123)
„Ausschachtungen, Gründungen und Unterfangungen
im Bereich bestehender Gebäude“ (Nds. MBl. 13/2004)
.............................................................................. 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN V 20000)
„Anwendung von Bauprodukten in Bauwerken“ (Nds.
MBl. 08/2004)...................................................... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 18 093)
„Feuerschutzabschlüsse; Einbau von Feuerschutztüren in
massive Wände aus Mauerwerk oder Beton; Ankerlagen,
Ankerformen, Einbau“ (Nds. MBl. 32/2004) ....... 1,55 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1045)
„Tragwerke aus Beton, Stahlbeton und Spannbeton“
(Nds. MBl. 38/2004) ............................................ 6,20 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1055
Blatt 3) „Lastannahmen für Bauten; Verkehrslasten“ (Nds.
MBl. 21/2005)........................................................6,20 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN V ENV
1992-1-2) „Eurocode 2: Planung von Stahlbeton- und
Spannbetontragwerken“ Teil 1–2: Allgemeine Regeln
– Tragwerksbemessung für den Brandfall (Nds. MBl.
42/2005) ............................................................... 1,55 €
Anlage zu DIN V ENV 1992-1-2 ....................... 35,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN V ENV
1993-1-2) „Eurocode 3: Bemessung und Konstruktion
von Stahlbauten“ Teil 1–2: Allgemeine Regeln – Trag-
werksbemessung für den Brandfall (Nds. MBl. 42/2005)
.............................................................................. 1,55 €
Anlage zu DIN V ENV 1993-1-2 ....................... 35,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN V ENV
1994-1-2) „Eurocode 4: Bemessung und Konstruktion
von Verbundtragwerken aus Stahl und Beton“ Teil 1–2:
Allgemeine Regeln – Tragwerksbemessung für den Brand-
fall (Nds. MBl. 42/2005) ....................................... 1,55 €
Anlage zu DIN V ENV 1994-1-2 ....................... 35,65 €

Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN V ENV
1995-1-2) „Eurocode 5: Bemessung und Konstruktion
von Holzbauten“ Teil 1–2: Allgemeine Regeln – Trag-
werksbemessung für den Brandfall (Nds. MBl. 42/2005)
.............................................................................. 1,55 €
Anlage zu DIN V ENV 1995-1-2 ....................... 35,65 €
Technische Baubestimmungen; (DIN V ENV 1996-1-2)
„Eurocode 6: Bemessung und Konstruktion von Mauer-
werksbauten“ Teil 1–2: Allgemeine Regeln – Trag-
werksbemessung für den Brandfall (Nds. MBl. 42/2005)
.............................................................................. 1,55 €
Anlage zu DIN V ENV 1996-1-2 ....................... 35,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1053-4)
„Mauerwerk-Fertigbauteile“ (Nds. MBl. 43/2005) 7,75 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN
11622-2) „Gärfuttersilos und Güllebehälter“ (Nds. MBl.
43/2005) ............................................................... 7,75 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 4102)
„Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“ (Nds.
MBl. 44/2005).................................................... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN/DIN
V 4108) „Wärmeschutz und Energie-Einsparung in
Gebäuden“ (Nds. MBl. 44/2005)........................ 3,10 €
Anlage zu DIN/DIN V 4108 ............................... 24,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 4109/A1)
„Schallschutz im Hochbau“, Anforderungen und Nach-
weise Änderung A1 (Nds. MBl. 44/2005) ........... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 18065)
„Gebäudetreppen“ Definitionen, Messregeln, Hauptmaße
(Nds. MBl. 44/2005) ............................................ 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1054:
2005-01) „Baugrund — Sicherheitsnachweise im Erd-
und Grundbau“ (Nds. MBl. 02/2006)................. 1,55 €
Anlage zu DIN 1054: 2005-01.......................... 18,60 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN EN
1536: 1999-06) „Bohrpfähle“ i. V. m. DIN Fachbericht
129 „Anwendungsdokument zu DIN EN 1536: 1999-06“
(Nds. MBl. 02/2006) ............................................ 1,55 €
Anlage zu DIN EN 1536: 1999-06.................... 16,60 €
Berechtigung der Bek. Bauaufsicht: Technische Bau-
bestimmungen; (DIN 1053-4) „Mauerwerk-Fertigbau-
teile“ (Nds. MBl. 05/2006).................................. 3,10 €
Berichtigung der Bek. Bauaufsicht: Technische Baube-
stimmungen; (DIN 4102) „Brandverhalten von Baustof-
fen und Bauteilen“ (Nds. MBl. 05/2006)............ 3,10 €
Berichtigung der Bek. Bauaufsicht: Technische Baube-
stimmungen; (DIN 4109/A1) „Schallschutz im Hochbau“
– Anforderungen und Nachweise Änderung A1 (Nds. MBl.
05/2006) ............................................................... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1052)
„Entwurf, Berechnung und Bemessung von Holzbau-
werken“ (Nds. MBl 16/2006) ............................ 23,25 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-100) „Grundlagen
der Tragwerksplanung — Sicherheitskonzept und
Bemessungsregeln“ (Nds. MBl. 17/2006) ....... 4,65 €
Bauaufsicht; Technische Baubestimmungen; (DIN 18159)
„Schaumkunststoffe als Ortschäume im Bauwesen“
(Nds. MBl. 28/2006) ........................................... 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-1) „Wichten und
Flächenlasten von Baustoffen, Bauteilen und Lager-
stoffen“ (Nds. MBl. 39/2006) ............................ 9,30 €

(Die Einzelpreise verstehen sich einschl. MwSt. zuzüglich 
Versandkosten)

Bestellungen erbeten an:
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Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-3) „Eigen- und Nutz-
lasten für Hochbauten“ (Nds. MBl. 39/2006) .... 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-9) „Außergewöhnli-
che Einwirkungen“ (Nds. MBl 39/2006) ............ 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-6) „Einwirkungen auf
Silos und Flüssigkeitsbehälter“ (Nds. MBl. 40/2006)
............................................................................ 17,05 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-4) „Windlasten“ (Nds.
MBl. 41/2006).................................................... 12,40 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-5) „Schnee- und Eis-
lasten“ (Nds. MBl. 42/2006) .............................. 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-100)„Grundlagen
der Tragwerksplanung — Sicherheitskonzept und
Bemessungsregeln“ (Nds. MBl. 42/2006) ......... 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 11622-1)
„Gärfuttersilos und Güllebehälter“ (Nds. MBl. 23/2007)
.............................................................................. 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 4213)
„Anwendung von vorgefertigten bewehrten Bauteilen
aus haufwerksporigem Leichtbeton in Bauwerken“ (Nds.
MBl 25/2007) ....................................................... 4,65 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN EN
206-1) „Beton — Teil 1: Festlegung, Eigenschaften,
Herstellung und Konformität“ (Nds. MBl. 26/2007)
.............................................................................. 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1045)
„Beton und Stahlbeton“ (Nds. MBl. 28/2007) ... 10,85 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN V
11535-1) „Gewächshäuser“ (Nds. MBl. 35/2007)......
.............................................................................. 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen; (DIN 1053-
100) „Mauerwerk – Teil 100: Berechnung auf der Grund-
lage des semiprobabilistischen Sicherheitskonzepts“
(Nds. MBl 36/2007) ............................................ 7,75 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4113-2)
„Aluminiumkonstruktionen unter vorwiegend ruhender
Belastung – Berechnung geschweißter Aluminiumkon-
struktionen“ (MBI. 40/2007)................................ 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4113-3)
„Aluminiumkonstruktionen unter vorwiegend ruhender
Belastung – Ausführung und Herstellerqualifikation“ (MBI.
40/2007) ............................................................... 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4113-1)
„Aluminiumkonstruktionen unter vorwiegend ruhender
Belastung“ (MBI. 41/2007) ................................. 6,20 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4119)
„Oberirdische zylindrische Flachboden-Tankbauwerke
aus metallischen Werkstoffen“ (MBI. 41/2007).... 6,20 €

Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN V ENV
1996-1-2) „Eurocode 6: Bemessung und Konstruktion
von Mauerwerksbauten – Teil 1–2: Allgemeine Regeln
– Tragwerksbemessung für den Brandfall“ (MBI. 45/2007)
......................................................................... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4102)
„Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“ (MBI.
45/2007) ............................................................... 3,10 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4178)
„Glockentürme“ (MBI. 48/2007) ......................... 6,20 €
Bauaufsicht: Technische Bestimmungen, (DIN 1052)
„Entwurf, Berechnung und Bemessung von Holzbau-
werken“ (MBI. 49/2007) .................................... 10,85 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, Einwir-
kungen auf Tragwerke (DIN 1055-5) „Schnee- und Eis-
lasten“ (MBI. 49/2007) ..................................... 10,85 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4420-1)
„Arbeits- und Schutzgerüste – Teil 1: Schutzgerüste“
(MBI. 49/2007) ................................................... 10,85 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN EN
12811-1) „Temporäre Konstruktionen für Bauwerke 
– Teil 1: Arbeitsgerüste – Leistungsanforderungen, Ent-
wurf, Konstruktion und Bemessung“ (MBI. 49/2007)
............................................................................ 10,85 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4099)
„Schweißen von Betonstahl“ (MBI. 3/2008)........ 7,75 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 18551)
„Spritzbeton – Anforderungen, Herstellung, Bemes-
sung und Konformität“ (MBI. 3/2008) ............... 7,75 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 18807-1
und -3) „Trapezprofile im Hochbau“ (MBI. 4/2008) 
.............................................................................. 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 18807-6,
-8 und -9) „Trapezprofile im Hochbau“ (MBI. 4/2008)
.............................................................................. 9,30 €
Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen, (DIN 4223)
„Vorgefertigte bewehrte Bauteile aus dampfgehärtetem
Porenbeton“ (MBI. 5/2008)................................ 10,85 €
Bauaufsicht: Liste der Technischen Baubestimmungen
— Fassung Mai 2008 — (MBI. 34/2008) ............ 3,10 €
Anlage zu MBl. 34/2008 .................................. 35,65 €

(Die Einzelpreise verstehen sich einschl. MwSt. zuzüglich 
Versandkosten)

Bestellungen erbeten an:
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